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Entwicklungstendenzen in der Jugendhilfe 
Auswirkungen und Herausforderungen für erzieherische 
Berufe 

Einleitung 
zur Internationalen Fachtagung des VEGJD e.V. 
Deutscher Zweig der AlEJl 

Renate Blum-Maurice 
Vorsitzende des VEGJD e.V. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen, 
Ich freue mich, Sie - nach dem großen Weltkongreß, den der 
Verein von Erziehern gefährdeter Jugend im September letz- 
ten Jahres in Potsdam ausgerichtet hat - wieder zur traditio- 
nellen Jahrestagung in der Nachostetwoche in Freiburg be- 
grüßen zu können, allerdings in ungewohnten Räumen, da 
die Räume in der Caritasakademie bereits belegt waren (dort 
ist jetzt unser Ehrenmitglied Max Skaletzka mit einer Senio- 
rengruppe!) Daß diese Raumveränderung keine Verschlech- 
terung darstellt, ist auf den ersten Blick zu sehen. Den Frei- 
burger Kolleginnen und Kollegen, namentlich lnge Bozen- 
hardt und Jörg Kirschner, ist dafür zu danken, uns für den 
„Neubeginn" in Freiburg diesen schönen Rahmen organisiert 
zu haben. 
Durch die verschiedenen Ereignisse mit zeitlichen und Örtli- 
chen Veränderungen ist der Veranstaltungskalender des Ver- 
eins ein wenig unübersichtlich geworden. Hinzu kommt, daß 
der Weltkongreß eine große Anstrengung für Vorstand und 
Mitglieder dargestellt hat, deshalb nimmt es nicht wunder, daß 
sich heute weniger Teilnehmer zusammengefunden haben 
als in früheren Jahren. Wenn ich aber um mich blicke und 
Kolleginnen und Kollegen aus verschiedenen Bundesländern, 
aus Dänemark, Österreich und der Schweiz sehe, aus Erzie- 
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hungspraxis und -Verwaltung, Lehre und Wissenschaft, be- 
kannte und neue Gesichter, auch bei den Referenten, so 
freue ich mich bei dieser Zusammensetzung auf eine kleine 
aber feine Tagung. Wie man weiß, arbeiten kleinere Arbeits- 
gruppen intensiver und mit mehr Beteiligung, und hier ist ein 
bereichernder Austausch zu erwarten. Seien Sie herzlich will- 
kommen! 
Auch in diesem Jahr wird die Tagung durch eine finanzielle 
Zuwendung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend ermöglicht. Der Ministerin sowie dem zu- 
ständigen Referat von Herrn Dr. Wiesner sei für diese er- 
neute Unterstützung gedankt. Nach der bedeutenden Finan- 
zierungshilfe für den Weltkongreß im letzten Jahr verstehen 
wir sie als fortbestehendes Interesse an der Arbeit des Ver- 
eins und Ermutigung für zukünftige 0rientierungen.h diesem 
Jahr ist die Unterstützung auch fachlicher Art: ich freue mich 
ganz besonders, heute einen Vertreter dieses Ministeriums 
unter uns begrüßen zu können: Herr Ralf Harnisch hat sich 
bereit erklärt, uns als Referent und KJHG-Fachmann zur 
Verfügung zu stehen. 
In seinem Rückblick auf die letzte Jahrestagung 1993 in 
Potsdam hat Franz-Jürgen Blumenberg Absicht, Hoffnungen 
und Gefahren des örtlichen, jahreszeitlichen, insbesondere 
aber inhaltlichen Wechsels zusammengefaßt: ,,Damit war 
Potsdam 1993 in beonderem Maße eine Tagung im Über- 
gang von einem gewohnten, eingepielten, auch lieb gewor- 
denen Gestern in ein unbekanntes Morgen mit neuen Part- 
nern, Aufgaben und Herausforderungen! Natürlich verbanden 
sich mit diesem Wechsel auch Hoffnungen: Endlich werden 
wir 
- aus dem „Dahindümpeln" des Deutschen Zweiges heraus- 

- neue Ziegruppen erreichen, 
- den schlampigen Umgang mit Zeit überwinden, 
- Zukunftsperspektiven erschließen. 

Ebenso wie die ... Befürchtungen sich dank der krisensiche- 
ren Tagungsplanung der Potsdamer nicht bestätigten, bestä- 
tigten sich auch diese Hoffnungen nicht auf Anhieb: Wir, an- 
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dere und die Umstände waren wohl zu sehr dieselben geblie- 
ben ... 
Nun sind wir wieder ins südbadische Ländle zurückgekehrt, 
mit der Hoffnung, den persönlich geprägten Austausch zu 
bewahren, der das Besondere der Tagungen des Vereins seit 
jeher ausmacht und der in Potsdam auch während des Kon- 
gresses im darauffolgenden Jahr nicht verlorenging, und zu- 
gleich Ziele und Angebote des Vereins im Anschluß an den 
Kongreß zu erneuern und zu präzisieren, vielleicht insbeson- 
dere die internationale Ausrichtung und die Kontakte verstärkt 
zu nutzen. 
Sollte auch in Freiburg ein Wechsel vor sich gegangen sein? 
Das kalte regnerische Wetter scheint darauf hinzudeuten. 
Nun, ich bin sicher:, die Frühlungsluft wartet schon hinter der 
nächsten Wolke - und die Weinlokale warten am Münster- 
platz. 
So dürfen wir uns wieder bedanken für den guten Empfang 
und ich darf Ihnen, neben einer inhaltlich anregenden und 
ermutigenden Tagung, einen schönen Aufenthalt in Freiburg 
wünschen und viele auch informelle gute Kontakte. 

t i l  

Zum Thema: 
Der 13. Weltkongreß der AlEJl zum Thema "Erzieherisches 
Handeln in weltweiten Krisen als wissenschaftliche und prak- 
tische Herausforderung" hat neue Aufgaben und Herausfor- 
derungen für erzieherische Berufe herausgearbeitet. Ich zitie- 
re aus dem Kongreßbericht: 
"Deutlich wurde, daß die sozialen und erzieherischen Berufe 
in allen Ländern mit tiefgreifenden Veränderungen und Her- 
ausforderungen konfrontiert sind, daß diese Veränderungen 
zwar neue Entwicklungen eröffnen, aber zunächst zu einer 
Verunsicherung betroffener Bevölkerungsgruppen mit Aus- 
grenzungen und gewaltsamen Reaktionen führen. Dabei 

Bericht der Internationalen Tagung vom 6.- 9.09.93 in Potsdam, 1 

S S f .  
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stand die Frage im Vordergrund, wie erzieherisches Handeln 
sich entwickeln kann und muß, um in diesen Situationen Hilfe 
leisten zu können, und welche wechselseitigen Einflüsse bzw. 
notwendigen Venetzungen zwischen Erziehungshilfe, Hilfe- 
Planung, gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen 
Entwicklungen bestehen bzw. bestehen müssen. 
Nun kann es nicht Aufgabe von Erziehern und Sozialarbeitern 
sein, rettend in gesellschaftliche Krisenprozesse einzugreifen 
oder Lösungen zu entwickeln für gesellschaftliche Probleme, 
von denen sie aufgrund ihrer beruflichen Qualifikation nicht 
mehr verstehen als andere. Wozu sie allerdings qualifiziert 
sind, ist die Nähe und Einfühlung zu den Leidtragenden die- 
ser Entwicklungen. Ihre Aufgabe liegt vielmehr zum einen 
darin, den Dialog mit den von Benachteiligung und Ausgren- 
zung bedrohten Mitmenschen zu fördern, sie dabei zu unter- 
stützen, ihre Anliegen zur Sprache zu bringen, mit ihnen An- 
sätze zum Umgang mit ihren Notlagen zu entwickeln. Das 
bedeutet andererseits, diesen Anliegen im Kontakt mit sozial 
und politisch Verantwortlichen Gehör zu verschaffen. 
Die neuen Herausforderungen an die soziale Arbeit bei 
gleichzeitiger finanzieller und sachlicher Beschränkung der 
Möglichkeiten bieten dennoch Raum für neue Entwicklungen: 
Gefordert sind nicht die großen Entwürfe, sondern die Bereit- 
schaft und Fähigkeit, neben Fachlichkeit und methodischem 
Handwerkszeug flexibel zu sein, Mut zu zeigen für unkonven- 
tionelle Lösungen, aus enggefaßten institutionellen Aufgaben 
heraus sich mit verschiedenen gesellschaftlichen Kräften zu 
verbinden und auszutauschen. Deshalb sollten Betroffene 
und Fachleute sowie gesellschaftlich und politisch Verant- 
wortliche, insbesondere in Krisensituationen, in engem Kon- 
takt stehen, um gemeinsam Lösungsansätze zu entwickeln 
und umzusetzen. Dabei sollte es nicht nur um Konsultation 
gehen, sondern betroffene Bevölkerungsgruppen und die mit 
ihnen arbeitenden Fachleute sollen an sie betreffenden Ent- 
scheidungen beteiligt werden. Das stellt sozial und politisch 
Verantwortliche vor die Aufgabe, klare und veriäßliche For- 
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men der Einbeziehung von Fachleuten und Betroffenen und 
klare Regeln der Kooperation zu entwickeln. 
In Berichten aus Ländern, in denen vor relativ kurzer Zeit das 
Jugendhilferecht reformiert wurde (Dänemark, Bundesrepu- 
blik Deutschland, Kanada) wurde deutlich, daß gerade Re- 
formen mit einer gegenüber der früheren Maanahmeorientie- 
rung verstärkten Serviceorientierung viel stärker unmittelbar 
die Qualität des Jugendhilfesystems voraussetzen bzw. seine 
Entwicklung zu bürgemahen zugänglichen Angeboten beför- 
dem und erfordern. D.h. die Umsetzung dieser Gesetze 
müßte die Schaffung und Finanzierung entsprechender An- 
gebote nach sich ziehen, was bisher in allen Fällen nur unzu- 
reichend geschieht. " 
Soweit einige der Ergebnisse des Kongresses in Kurzform. 
Wir wollen nun bei dieser Tagung untersuchen, welche Aus- 
wirkungen die erwähnten Tendenzen für die erzieherische 
Praxis in Deutschland und seinen Nachbariändern haben 
können und wie neue Aufgaben konkret umgesetzt werden 
können. 
Auch in der Bundesrepublik haben sich in den letzten Jahren 
Anforderungen an die Jugendhilfe, ihre Rahmenbedingungen 
und Zielvorgaben wesentlich verändert. Diese Veränderungen 
und Zukunftsorientierungen können mit folgenden Stichwor- 
ten umrissen werden: Entwicklung von der Eingriffs- zur Lei- 
stungsorientiening im KJHG; Regionalisierung; Hilfen aus 
einer Hand; Vernetzung und Kooperation; Jugendhilfepolitik 
als Querschnittspolitik: das Grundprinzip der Beteiligung und 
Mitwirkung von Eltern und Kindern; aber auch: Verknappung 
finanzieller und personeller Ressourcen bei gleichzeitiger Zu- 
nahme familiärer Krisensituationen. 
Um diese Tendenzen vorzustellen und unsere Überlegungen 
zu Auswirkungen in der Praxis einzuleiten, haben wir be- 
schlossen, statt eines Einführungsvortrages mehrere kurze 
Vorträge zu verschiedenen Aspekten des Themas zusam- 
menzustellen und miteinander zu diskutieren: Herr Ralf Har- 
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nisch aus dem für die Jugendhilferechtsrefonn zuständigen 
Referat des Bundesjugendministeriums wird die neuen Ten- 
denzen im KJHG und Stand und Probleme der Umsetzung 
nachzeichnen. Aus seiner alltäglichen Erfahrung im Jugend- 
hilfswerk Freiburg e.V. wie aus seiner Verbandsverantwortung 
als Vorsitzender des AFET wird Dr. Franz-Jürgen Blumenberg 
die Konsequenzen der Diskrepanzen zwischen Dienstlei- 
stungs- und Beteiligungsorientierung einerseits, Sparhaus- 
halten und neuen Steuerungsmechanismen andererseits kn- 
tisch beleuchten. Welche Spielräume und Herausforderungen 
an innovative Kreativität in der Jugendhilfe möglich sind, wird 
am Beispiel des Aufbaus eines neuen Jugendhilfesystems in 
den Neuen Bundesländern deutlich. Herr Andreas Spohn aus 
Frankfurt an der Oder, Geschäftsführer eines neu gegründe- 
ten Trägers und Initiator verschiedener Initiativen in der Ju- 
gendarbeit, wird von seinen Erfahrungen im Kontakt mit 
Kommunal- und Landespolitikem, Verwaltung und Betroffe- 
nen bench ten. 
In den Arbeitsgruppen sollen verschiedene Fragen der Aus- 
wirkungen dieser Tendenzen im erzieherischen Benifsfeld 
bearbeitet werden: Heinz Wolff ram, Jugendhilfeplaner beim 
Bezirksamt Beriin-Charlottenburg wird unter Einbeziehung der 
Fragen und Erfahrungen der Teilnehmer Grundsätze und 
wesentliche Schritte der Jugendhilfeplanung entwickeln, wo- 
bei die Beteiligung der Fachleute und der Betroffenen einen 
Schwerpunkt darstellen. Dr. Kurt Nachbauer wird eine Gruppe 
leiten, in der über konkrete zukünftige Ausgestaltungen der 
erwähnten Tendenzen im institutionellen Rahmen nachge- 
dacht werden soll, insbesondere des vielproklamierten Ziels 

. von Kooperation und Vernetzung verschiedener Dienste und 
Einrichtungen. 
Beim Kongreß wurde die AlEJl aufgefordert, die intematio- 
nale Zusammenarbeit und Austauschprogramme auszubau- 
en. Was bei der Ausbildung schon recht weitgehend existiert 
(Beispiel Programm "Erasmus" der Europäischen Union als 
Kooperations- und Austauschprogramm von universitären 
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Ausbildungseinrichtungen) soll für Praktiker auf europäischer 
Ebene sowie weltweit organisiert werden. Dieser Herausfor- 
derung wird sich die dritte Arbeitsgruppe widmen: Frau Palo- 
ma Miersch von BBJ Consult Beriin, Beratungsinstitut für so- 
ziale Institutionen mit Schwerpunkt auf EU-Programmen wird 
uns dabei helfen, den Austausch mit Kolleginnen und Kolle- 
gen, Einrichtungen und Gruppen in anderen Ländern zu pla- 
nen. 
Bei allen Mitwirkenden bedanke ich mich herzlich und wün- 
sche Ihnen allen eine gute, anregende und informative Ta- 
gung. 
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Impulsreferat 

Umsetzung des neuen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes 

Ralf Harnisch, Bonn 

Am 1. Januar 1991 (in den neuen Bundesländern bereits am 
3. Oktober 1990) ist das Gesetz zur Neuordnung des Kinder- 
und Jugendhilferechts in Kraft getreten. Es ist das Ergebnis 
einer 30jährigen Diskussion über die Reform des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes. 
Im Hinblick auf verschiedene neue kostenträchtige Aufgaben, 
die mit dem Gesetz auf die kommunalen Gebietskörper- 
schaften zukommen sollten, enthielt das Gesetz verschiedene 
Übergangsvorschriften. Für bestimmte Leistungen, die als 
Soll-Leistungen konzipiert sind, galt in der Zeit vom 1.1.1991 
bis zum 31.12.1994 ein geringerer Verpflichtungsgrad (,,Kann- 
Leistungen"). Im Hinblick auf die völlig unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen in den neuen Bundesländern enthielt 
das Gesetz auch spezifische Übergangsvorschriften für die 
dortige Situation. Auch diese besonderen Übergangsvor- 
Schriften liefen am 31.12.1994 aus. Ab 1. Januar 1995 ist 
somit die Reform der Kinder- und Jugendhilfe wenigstens 
gesetz-gebungstechnisch zunächst ,,vollendet". 
Aber ein Blick über die gesetzgeberischen Kreise hinweg, 
zeigt schnell, daß mit dem Auslaufen der Übergangsvor- 
Schriften die Anfangsschwierigkeiten bei der Umsetzung des 
KJHG nicht überwunden sind. 
Von einer saturierten Stabilität kann in der Jugendhilfe z.Zt. 
nicht die Rede sein. Die rechtlichen Vorschriften allein sagen 
noch nichts über deren Umsetzung aus. Die gesetzlichen 
Vorgaben sind nur ein Faktor, der die Situation der Jugend- 
hilfe maßgeblich beeinflußt. Weitere ausschlaggebende 
Faktoren sind die Haushaltssituation der kommunalen Ge- 
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bietskörperschaften, vor allem aber die Lebenslagen von Kin- 
dem und Jugendlichen. 
Dabei stehen notwendiger sozialer Handlungsbedarf und fi- 
nanzielle Rahmenbedingungen in der Jugendhilfe in enger 
Wechselwirkung: Leistungen, Einrichtungen und Dienste der 
Jugendhiife sind gerade dann am stärksten gefordert, wenn 
die Kassen der kommunalen Gebietskörperschaften leer sind. 
Umso wichtiger ist es, das Anliegen des Kinder- und Jugend- 
hilfegesetzes deutlich ZU machen, sowohl nach innen, also im 
Hinblick auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wie nach 
außen, also für die Adressaten des Gesetzes. Kinder- und 
Jugendhilfe muß schließlich auch im Hinblick auf die allge- 
meine Öffentlichkeit und damit im Hinblick auf die politische 
insbesondere die kommunalpolitische - Auseinandersetzung 
zu einem bedeutsamen Thema werden. 
Bei der Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechtes wa- 
ren drei Aspekte gewissermaßen vorgegeben, d.h. einer ge- 
setzlichen Änderung nicht zugänglich, die aber das Bild von 
der Jugendhilfe nachhaltig prägen: 
- Ein Strukturmerkmal ist die Heterogenität des Aufgaben- 

feldes „Jugendhilfe". Kaum jemand überschaut die einzel- 
nen Teilaufgaben, die im Kern bereits im Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz angelegt waren und mit anderen 
Akzenten und in einer verbesserten Systematik im KJHG 
wiederkehren. Nur einem Teil dieser Aufgaben liegt eine 
gemeinsame Struktur zugrunde, zum Teil werden sie nur 
zusammengehalten durch das Recht auf die Erziehung. 
Vemetzende, lebensweltorientierte Ansätze und kooperati- 
ves Arbeiten über die scheinbaren Grenzen des primären 
Aufgabenfeldes hinaus sind noch deutlich unterentwickelt. 
Dies erschwert auch ein gemeinsames Verständnis der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den verschiedenen Be- 
reichen der Jugendhilfe. 

- Die Gestaltung der Jugendhilfe ist weiterhin maßgeblich 
geprägt durch die Koexistenz (die sog. partnerschaftliche 
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Zusammenarbeit) von öffentlichen und freien Trägem. Um 
die Jugendämter mit ihrer Gesamtverantwortung für die 
Wahrnehmung aller Aufgaben der Jugendhilfe einschließ- 
lich der Planungsverantwortung gruppiert sich ein weites 
Spektrum unterschiedlich organisierter und strukturierter 
nichtstaatlicher Organisationen, deren Aufgabenspektrum 
nicht mit dem der öffentlichen Jugendhilfe kongruent ist: 
Manche nehmen nur eng begrenzte Aufgaben wahr, ande- 
re erstrecken ihr Aufgabenspektrum über die Jugendhilfe, 
die Sozialhilfe und das Arbeitsförderungsgesetz hinaus. 
Dies macht die Landschaft der Jugendhilfe zwar einerseits 
sehr bunt, andererseits werden aber auch unterschiedliche 
Interessen geltend gemacht und unterschiedliche Ziele 
verfolgt. Verbindende und trennende Elemente halten sich 
am Ende die Waage. 
Zur Heterogenität der Aufgaben gesellt sich damit eine 
Heterogenität der Träger und Strukturen. 

- Ein weiteres Strukturmerkmal ist schließlich die Wahmeh- 
mung der Jugendhilfeaufgaben als kommunale Selbstver- 
waltungsangelegenheit. Der Schwerpunkt der Aufgaben 
liegt bei den örtlichen Jugendämtern, die diese Aufgaben 
im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung und aus örtli- 
chen Mitteln finanzieren. Bürgemähe und kommunaler Ge- 
staltungsfreiheit steht jedoch eine unterschiedliche Finanz- 
kraft der kommunalen Gebietskörperschaften gegenüber. 
Dies wirkt sich im Bereich der Jugendhilfe deshalb beson- 
ders nachteilig aus, weil die Notwendigkeit, Leistungen und 
Dienste der Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen, meist 
dann besonders hoch ist, wenn die Kassen leer sind. Ar- 
beitslosigkeit und Wohnungslosigkeit sind schlechte Rah- 
menbedingungen für das Aufwachsen von Kindern. 

Neben diesen tradierten Elementen in der Reform des Kinder- 
und Jugendhilferechtes - die sich z.Zt. nicht nur als 
„unproblematisch” erweisen - stehen verschiedene neue 
spektiven und Ansätze bei Leistungen der Jugendhilfe: 

Per- 
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Durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz erhält die neue 
Sichtweise von Jugendhilfe ihre gesetzliche Grundlage. Im 
Zentrum ihrer Aufgaben steht nicht mehr die Gefahrenab- 
wehr, sondern die Prävention. Jugendhilfe will mit einem 
vielfältigen Leistungsspektrum die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dai3 Kinder und Jugendliche sich altersgemäß ent- 
wickeln können und ihren Weg in die Gesellschaft finden. 
Bislang war eine eingreifende und kontrollierende Jugendhilfe 
- verfassungsrechtlich gesprochen - im wesentlichen als 
„staatlicher Wächter" tätig. Jetzt stehen die Angebote der 
Jugendhilfe in einem präventiven und fördernden Kontext. 
Kinder- und Jugendhilfe unterstützt und ergänzt damit die 
verfassungsrechtlich verankerte primäre Erziehungsverant- 
wortung der Eltern. Diese familiären Hilfen und Unterstützun- 
gen bedeuten konkret, daß Eltern ihrer Erziehungsverant- 
wortung besser gerecht werden können, daß sie nach Mög- 
lichkeit auf längere Sicht auch ohne (intensive) öffentliche 
Hilfen ihre Aufgaben wahrnehmen können. 
Ein Kennzeichen des Gesetzes ist die Differenzierung des 
Leistungsspektrums. Es enthält in den $9 11 bis 41 SGB Vlll 
Angebote der Beratungen und Unterstützung für Kinder, Ju- 
gendliche und Eltern in unterschiedlichen Lebenslagen und 
Erziehungssituationen. Dabei verzichtet das Gesetz bewußt 
auf einen bestimmten Familienbegriff und geht auch nicht von 
einem bestimmten Familienbild aus. Es berücksichtigt damit 
die Vielfalt von Familienformen und knüpft an die individuellen 
Lebenssituationen des einzelnen Kindes an. 
Kernstück der Leistungen der Jugendhilfe, zu denen neben 
der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, dem erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz, der allgemeinen Förderung der 
Familie auch die Förderung von Kindern in Tageseinnchtun- 
gen und Tagespflege gehört, ist die Neuordnung der Hilfe zur 
Erziehung. War im Rahmen des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
noch immer umstritten, ob denn auch ambulante Erziehungs- 
hilfen Pflichtleistungen oder freiwillige Aufgaben sind, so be- 
tont das neue Gesetz die Gleichrangigkeit aller ambulanten, 
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teilstationären und stationären Hilfeformen. Maßgebliches 
Kriterium für den Einsatz der einzelnen Hilfeform ist also we- 
der ein abstraktes Rangverhältnis, noch der finanzielle Auf- 
wand. Es zählt ausschließlich der erzieherische Bedarf (§ 27 
Abs. 2 SGB VIII). 
Dies steht in engem Zusammenhang mit einem weiteren zen- 
tralen Aspekt des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes: 
Sicherung einer neuen Qualität der Hilfeleistung. 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe dienen der Förderung 
der Entwicklung junger Menschen. Das heißt die Leistungen 
sind in der Regel keine Geldleistungen, sondern persönliche 
Hilfen. Sozialarbeiter sind schließlich keine Schalterbeamte, 
die bestimmte Geldbeträge aufgrund von Kassenanweisun- 
gen ausbezahlen. Die persönlichen Hilfen haben auch nicht 
nur pflegenden Charakter wie etwa im Bereich der Altenbe- 
treuung. Sie dienen der Verbesserung der Handlungskom- 
petenz von Eltern und Kindern sowie der Verhaltensände- 
rung. Solche Leistungen können nicht dadurch gewährt wer- 
den, daß sie vom Jugendamt erbracht und von den Lei- 
stungsberechtigten - mehr oder weniger passiv - in Empfang 
genommen werden. Alles pädagogische und therapeutische 
Handeln setzt die Bereitschaft „der anderen Seite" voraus, 
sich auf einen Prozeß einzulassen. Sozialarbeiter und Lei- 
stungsberechtigte gestalten deshalb gemeinsam die Leistung. 
Die Leistungsgewährung verläuft nicht linear in der Weise, 
daß innerhalb eines bestimmten Zeitabschnitts immer wieder 
dieselben Handlungen erfolgen, sondern in einem dynami- 
schen Prozeß, der sich stets einem sich Verändernden Bedarf 
anpaßt. So gehen auch Hilfeplanung und Hilfegestaltung in- 
einander über und bedingen sich gegenseitig. Dieser gemein- 
same Prozeß wird vor Beginn und in regelmäßigen Abstän- 
den im Hilfeplan dokumentiert und dem sich verändernden 
Bedarf entsprechend fortgeschrieben. 
Diese wenigen skizzenhaften Bemerkungen mögen beleuch- 
ten, welche Potentiale im neuen Kinder- und Jugendhilfege- 
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setz stecken. Es wird noch ein langer Weg sein, bis alle seine 
Inhalte den Alltag in der Jugendhilfe prägen. 
Es ist nun Aufgabe der Kommunen, die Vorgaben und Ziele 
des Gesetzes in der Praxis umzusetzen. Dazu bedarf es ne- 
ben Engagement und fachlicher Kompetenz auch entspre- 
chender finanzieller Mittel. An der Bereitschaft, die notwendi- 
gen Gelder zur Verfügung zu stellen, wird sich zeigen, wie 
ernst es eine Gesellschaft mit der Verbesserung der Lebens- 
bedingungen von Familien, von Kindern, Jugendlichen und 
deren Eltern meint. 
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lmpulsreferat 

Entwicklungstendenzen in der Jugendhilfe 
- Auswirkungen und Herausforderungen für erziehe- 
fischeBerufe - 
Franz -Jürgen Blumenberg 

Seit vier Jahren haben wir nun das KJHG und immer noch 
gibt es im Alltag der Jugendhilfe 
- mehr Fragen als Antworten, 
- mehr Resignation als Aufbruch, 
- weniger Hilfen bei wachsenden Problemen und dazu 
- mehr Kinder und Familien als je in materiellen, existentiel- 

len und sozialen Notlagen 
- mehr und mehr "Modemisierungs-Verlierer" 

in dem an sich reichen Deutschland. Das liegt natürlich nicht 
am KJHG, sondern an den sozialen und finanziellen Rah- 
menbedingungen, in die Kinder, Jugendliche, Familien und 
auch die Jugendhilfe heute geraten sind. 

1. Einige Spotlights auf die Lage 
der Jugendhilfe vor Ort: 

Finanzdruck und leere Kassen beim öffentlichen Träger und 
- entsprechende Auszehrungserscheinungen, Leistungs- und 

Stellenabbau bei den freien Trägem prägen derzeit fast jedes 
interne oder externe Fachgespräch. 
So geraten fachliche Argumentationen unter die Räder, in 
den Würgegriff der Finanzen und scheinen mittlerweile in 
manchen kommunalen Führungsetagen als vetzichtbarer Lu- 
xus eingeschätzt zu werden: Jugendhilfeetats werden um 
20% oder Millionenbeträge abgeschmolzen - bei zunehmen- 
dem Problemdruck in der Bevölkerung. Schon geht wieder 
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das Gerede um von den freiwilligen und zur Disposition ste- 
henden Leistungen der Jugendhilfe; Leistungen mit individu- 
ellem Rechtsanspruch werden - entgegen den fachlichen 
Einschätzungen der Fachkräfte mit Fall- und Feldkompetenz - 
reduziert, verzögert oder abgelehnt. 
Demotivierung und Abwanderung von qualifizierten Fach- 
kräften, kurzphasige Fluktuation, Stellenbesetzungen aufge- 
schoben/aufgehoben und Spitzenwerte im Krankenstand - 
das sind die Folgen solcher Politik. Bei freien Trägem - und 
hier besonders belastend für die kleinen - geht es um exi- 
stentielle Bedrohungen und einen ungeheueren Mehraufwand 
in Verwaltung, Antragstellung und Aushandlung, um zumin- 
dest eine Absicherung auf Minimalniveau zu erreichen. 
Überhaupt scheint mittlerweile die große Unverbindlichkeit 
eingekehrt zu sein: Unverbindlichkeit ist gerade in den Le- 
benslagen angesagt, die nur durch zwischenmenschliche 
Verbindlichkeit zu stabilisieren wären. 
Diese Lage wird natürlich nicht offen eingestanden, sondern 
auf Gedeih und Verderb abgestritten; wie hieß es doch kürz- 
lich bei einer Fortbildungsveranstaltung: Es wird doch so viel 
gelogen wie nie zuvor in der Jugendhilfe! 
Zu diesen Medaillenseiten gehören natürlich auch entspre- 
chende Kehrseiten, die Sie und mich bis zu diesem Zeitpunkt 
in der Jugendhilfe gehalten haben, deren Erwähnung spare 
ich mir hier in der Gewißheit, daß auch Sie diese kennen. 

2. Not macht natürlich auch erfinderisch 

Wenn die Lage nun schon so ist, wie oben angedeutet, dann 
werden gegen solche Notlagen natürlich auch Notbehelfe 
gefunden, wenn schon keine soliden, dann wenigstens un- 
solide, wenn schon nicht wirklich, dann doch zumindest 
scheinbar. 
So ist fast jedes Mittel recht, um Kinder oder Jugendliche mal 
kurzfristig von der Straße zu bringen. Billigstangebote auf 
Honorarbasis für extrem schwierige Kinder werden akzeptiert, 
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geschlossene Unterbringung - nicht selten als "soziale Ent- 
sorgung" angelegt - hat Konjunktur, ebenso wie Billiglohn- 
"out of area"-Angebote der Jugendhilfe - fachlich verbrämt 
als Erlebnispädagogik oder schmackhaft gemacht als Aben- 
teuerurlaub. Vergessen scheinen die "guten Geister der Ju- 
gendhilfe", die Strukturmaximen des 8. Jugendberichtes mit 
den Stichworten Lebensweltorientierung, Reflexion, Integrati- 
on, Partizipation. .. 
Als Retter aus der Not wird nun auch die Verschlankung der 
Verwaltung angekündigt: In betriebswirtschaftliches Vokabu- 
lar gehüllt, wird in der sozialen Arbeit nun über 
"Produktzuschnitte" über "outputorientierte Steuerung", über 
"lean-production", über "Budgetierung", "controlling" und vie- 
les mehr gesprochen. Gegen die Reform eines teilweise auf- 
geblasenen und bürgerfernen Verwaltungsapparates ist si- 
cher nichts zu sagen, aber wie diese Verwaltungsreform vor 
Ort angegangen wird, das Iäßt Böses ahnen; denn eine Aus- 
einandersetzung mit bisherigen Steuerungsformen fehlt, ge- 
setzlich vorgesehene Steuerungsinstrumente werden nicht 
genutzt und so bleiben Haushaltskürrungen durch Leistungs- 
abbau und Schwellenerhöhung als eigentliche Botschaft. 
Lassen wir uns nicht täuschen durch modernistisches Voka- 
bular, durch Scheinlösungen und kurzatmige Problemver- 
drängung ! 

3. Was aber wäre wirklich zu tun? 

Angesichts der Ebbe in den kommunalen Kassen scheint ein 
. Umbau der Örtlichen Jugendhilfe tatsächlich unausweichlich. 

Dieser Umbau kann aber nur gemeinsam, transparent und 
nachvollziehbar und nicht nach dem geheimen "Rasenmäher- 
prinzip" und hinter verschlossenen Türen geleistet werden. 
Jugendhilfe darf sich nicht auseinanderdividieren lassen! 
Die vom Gesetzgeber im Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) vorgesehenen Steuerungsinstrumente, der 36 "Mit- 
wirkung und Hilfeplan", der § 71 "Jugendhilfeausschuß, § 78 
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"Arbeitsgemeinschaften" und §§ 79,80 "Jugendhilfeplanung" 
müssen belebt und zur fachlichen Absicherung von Einzel- 
fallentscheidungen und der konzeptionellen Entwicklungen 
eingesetzt werden. 
Nur mit einer Qualifizierung von Einzelentscheidungen, mit 
einer konsequenten Lebenswelt- und Beziehungsorientie- 
rung, mit einer Erweiterung der Angebotspalette im niedrig- 
schwelligen und familiennahen Bereich sind auf Dauer fach- 
lich vertretbare Einsparungen zu erreichen. 
Statt immer neue Konzeptionen im großen Wurf zu entwik- 
kein, sind bestehende Angebote der Jugendhilfe zu qualifizie- 
ren, ist die Qualifikation professionellen Handelns weiter- 
zuentwickeln, sind fachliche, methodische und persönliche 
Kompetenzen zu stärken. Hier, also im Fortbildungs- und 
Praxisforschungsbereich liegen ganz wichtige Entwicklungs- 
potentiale der Zukunft. 
Ernst zu machen ist mit der Kooperation von professionellen 
Kräften und Diensten mit der Einbeziehung von immer noch 
vielfältigen Ressourcen des Gemeinwesens: Aktivierung und 
Motivierung dieser Ressourcen sind gefordert, nicht Demoti- 
vierung, Degradierung und Diffamierung von Selbsthilfepo- 
tentialen und ehrenamtlichem Engagement, was in der Ver- 
gangenheit - sicher meist ungewollt - auch zu den Begleit- 
erscheinungen professionellen Tuns gehörte. 

4. Schlußbemerkung 

Im Rahmen unserer Fachtagung wird es hoffentlich reichlich 
Gelegenheit geben, diese hier nur angedeuteten und weitere 
Schritte des konkreten Umgangs mit der Not an Beispielen zu 
konkretisieren, um damit im fachlichen Dialog, ermutigende 
Impulse für die Weiterentwicklung des Alltags der Jugendhilfe 
zu geben und zu bekommen. 
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lmpulsreferat 

Erfahrungen mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz 

Andreas Spohn, Frankfurt (Oder) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
in meinen Ausführungen möchte Ihnen die ersten Erfahrun- 
gen in der Arbeit mit dem KJHG eines ostdeutschen Trägers 
vermitteln. 
Seit gut 15 Jahren bin ich als Errieher und Heimleiter in der 
Jugendhilfe tätig. Bis zur Wende arbeitete ich als Erzieher in 
einem Jugendwerkhof für Hilfsschüler (Bundesdeutsch - 
Lernbehinderte). Dort arbeitete ich mit Jugendlichen vom 14. 
bis zum 18. Lebensjahr. Seit der Wende bin ich als Heimleiter 
eines Kinder- und Jugendheimes in Frankfurt (Oder) tätig. 
Um meine Erfahrungen mit dem KJHG verständlich zu ma- 
chen, wäre es notwendig, einen Abriß über die Jugendhilfe- 
gesetze der DDR vorzunehmen, dazu reicht aber die hier zur 
Verfügung stehende Zeit nicht. 
Deshalb werde ich, an zwei Beispielen die Grenzen der Ju- 
gendhilfe der DDR deutlich machen: 

1. Jugendhilfe wurde in der DDR nur bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres gewährt. 
- Für junge Erwachsene gab es keinen Anspruch auf 

Jugendhilfemaßnahmen. Das Referat Jugendhilfe 
konnte nicht mehr wirksam werden. 

2. Die vorhandene Angebotsstruktur war auf drei Formen 
begrenzt: 
- Kinder- und Jugendheime 
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- offene Jugendwerkhöfe (vom 14. bis zum 18. Le- 
bensjahr) bzw. spezielle Kinderheime ( in der Regel 
bis zum 14. Lebensjahr) 

- Geschlossener Jugendwerkhof. 

Desweiteren gab es noch Jugendhaftanstalten. 
Mir und meinen Kollegen reichten diese Angebote nicht aus, 
so daß wir davon geträumt haben, differenzierte Angebote zu 
schaffen, die nicht mit der Vollendung des 18. Lebensjahres 
aufhörten. Wir standen immer vor dem Problem, daß ein Aus- 
zug aus dem Heim bzw. Jugendwerkhof nicht am Eniwick- 
lungsstand, sondern am Erreichen des 18. Lebensjahres fest- 
gemacht wurde. Es gab viele Jugendliche, die nach dem Er- 
reichen des 18. Lebensjahres noch weiterhin unserer Beglei- 
tung und Beratung bedurft hätten. 
Gestatten Sie mir hier ganz kurz einen Einschub zur Erklä- 
rung. 
Was war Ziel und Inhalt eines offenen Jugendwerkhofes? 
Diese Einrichtungen wandten sich an Jugendliche, die unter 
ihren familiären, schulischen Lebensbedingungen keinen Be- 
rufsabschluß erlangen konnten. Der Jugendwerkhof, in dem 
ich arbeitete, bot Lernbehinderten ( DDR-Deutsch: Hilfsschü- 
ler) die Möglichkeit einer Teilberufsausbildung, 2.B.: Trans- 
portarbeiter, Elektromontierer, Montieret-, einfacher Baugrup- 
pen- b m .  Forstarbeiter U. ä.. 
Die Jugendlichen hatten in der Regel einen längeren Hei- 
maufenthalt, Schulbummelei, Bummelei der Berufsschule, 
kleinere strafbare Handlungen bzw. gestörte soziale Bezie- 
hungen hinter sich. Entlassungen aus dem Jugendwerkhof 
fanden in der Regel in den eigenen neuen Haushalt statt, 
selten in die Herkunftsfamilie. 
Die Jugendlichen lebten dort in Gruppen bis zu 18 Personen 
zusammen. In diesen Ein-nchtungen gab es keine ge- 
schlechtsgemischte Gruppen. Ich glaube, wenn Sie dies ge- 
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hört haben, begreifen Sie mit Ihren Erfahrungen sehr schnell 
eine Grenze der Jugendhilfe der DDR. 
Chance des KJHG: 
Wie ich oben schon einmal ausgeführt habe, gab es einige 
Kollegen, die von einem differenzierten Hilfeangebot geträumt 
und auch Visionen (wie dies aussehen könnte) entwickelt 
hatten. Mit der Einführung des KJHG am 03.10.1990 (in den 
neuen Bundesländern) war es mir möglich, aus dem und um 
das traditionelle Kinder- und Jugendheim Rosengarten eine 
differenzierte Jugendhilfestruktur aufzubauen. 
Noch im Jahr 1990 schufen wir die erste Außenwohngruppe 
in Frankfurt (Oder) desweiteren eine Trainingswohnung. 
In unserem Kinder- und Jugendheim gab es eine Notaufnah- 
me für lnobhutnahme ( ohne zusätzliches Personal ), daraus 
entwickelten wir einen Kinder- und Jugendnotdienst für die 
Stadt Frankfurt (Oder), schufen zwei sozialpädagogische 
Wohngemeinschaften und seit Mitte 1993 haben wir uns vor- 
genommen, unser Stammhaus, welches zu DDR-Zeiten bis 
zu 90 Kindern Platz bot und 10 Km entfernt von der Stadt 
Frankfurt (Oder) lag, zu dezentralisieren. Das heißt, wir haben 
die fünf bestehenden Wohngruppen des Kinder- und Ju- 
gendheimes in vier einzelne, in der Stadt Frankfurt (Oder) und 
eine auf dem Lande dezentralisiert. Dies wurde im Jahr 1995 
abgeschlossen. 
Wenn man die 0.g. Projekte zusammen nimmt, haben wir: 
- eine Außenwohnung mit 12 Plätzen in zwei separaten 

Fünf-Raum-Wohnungen, 
- eine Trainingswohnung, 
- zwei sozialpädagogische Wohngemeinschaften, 
- einen Kinder- und Jugendnotdienst mit zehn Plätzen, 
- ein dezentralisiertes Kinder- und Jugendheim mit vier 

Wohngruppen in der Stadt und einer auf dem Lande mit je 
11 Plätzen geschaffen. 
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Dazu haben wir noch zwei Straßensozialarbeiter-Projekte, ein 
Erlebnispädagogisches Projekt und ein Jugendfreizeitzentrum 
aufgebaut. 
Wenn ich dies so einfach aufzähle, dann kann ich Ihnen nicht 
beschreiben, welche Arbeit, besonders welche Überredungs- 
künste dazu gehörten, um die Kommunalpolitiker unserer 
Stadt von diesen Projekten zu überzeugen. 
Es ist uns nur durch die groae Unterstützung einer engagier- 
ten Jugendamtsleiterin, des Sozialdezernenten und eines 
engagierten Jugendhilfeausschußes gelungen. 
Die Voraussetzung, daß man solch eine Angebotsstruktur 
aufbauen konnte, hat uns das KJHG gegeben. Ursachen wa- 
ren aber die gesellschaftlichen Veränderungen in den neuen 
Bundesländern, auf die die Jugendhilfe schnell reagieren 
mußte (Problemlagen der Jugendlichen in den neuen Bun- 
desländern sind Ihnen hinreichend bekannt). 
Für uns hat das KJHG die Bedeutung eines Aufbaugesetzes, 
weil die vorhandenen Jugendhilfeangebote den veränderten 
Bedingungen nicht mehr genügt haben. 
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Arbeitsgruppe 1 

Europäische Austauschprogramme für den Jugend- 
austausch, insbesondere für ausbildungsplatzsu- 
chende und arbeitslose Jugendliche 

Paloma Miersch, Berlin 

1. Europäischer Sozialfonds 

1.1 Landesprogramme 

Der ESF ist eines der wichtigsten strukturpolitischen Förderin- 
strumente in der EU. Er fördert die Beschäftigung und Qualifi- 
zierung und ist damit ein wesentliches Instrumentarium zur 
(Re-)Integration Jugendlicher in das Erwerbsleben. In der 
Förderphase von 7994-99 ist im Rahmen von Ziel 3 ,,Bekäm 
pfung von Arbeitslosigkeit" auch explizit die Förderung von 
Jugendlichen vorgesehen. 
Der Mittelabfluß geschieht zumeist in Landesprogrammen, die 
auf Richtlinien basieren und klar beschriebene Fördergrund- 
Sätze, Zielgruppen und Zugangsvoraussetzungen benennen, 
denen die antragstellenden (Jugendhilfe-)Träger gerecht wer- 
den müssen. In einigen Ländern werden ESF-Mittel ebenfalls 
zur Förderung sogenannter „freier Projekte" eingesefzt. Die 
Anträge erfolgen hier formlos, und die Träger sind nicht an 
eng vorgegebene Richtlinien, sondern an das sehr viel mehr 
Handlungsspielraum gebende Operationelle Programm des 
jeweiligen Bundeslandes gebunden. 
Egal nach welchem der 0.g. Verfahren werden in jedem Falle 
Maßnahmen bevorzugt gefördert, die einen transnationalen 
Charakter tragen und über die nationalen Grenzen eines Mit- 
gliedstaates hinaus auch in anderen Staaten der EU oder 
gemeinsam mit Einrichtungen dieser Länder durchgeführt 
werden, d.h. u.a. Jugendaustausche. 
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Antragsteller in den alten Bundesländern wenden sich an die 
Oberste Landesjugendbehörde, um sich über Landespro- 
gramme und das Verfahren zu informieren. Antragsfristen 
existieren im allgemeinen nicht. 

1.2 ,,AFG-PIUS~~~ 

Darüber hinaus ist die Bundesanstalt für Arbeit mit der 
Durchführung eines ESF-Bundesprogramms für Beschäfti- 
gungshilfen beauftragt, u.a. für Jugendliche unter 25 Jahren 
ohne Beschäftigung/Ausbildungsplatz, die beim Arbeitsamt 
gemeldet sind. 
Die ESF-Mittel (insgesamt 3 3  Milliarden DM für 1994-99) 
werden für Leistungen eingesetzt, die über den Förderkatalog 
des AFG hinausgehen. 
Unter anderem werden gefördert: Fremdsprachenelemente, 
berufsbezogene allgemeinbildende Lehreinheiten und Aus- 
landspraktika im europäischen Wirtschaftcra~m~ in bzw. wäh- 
rend beruflicher Bildungsmaßnahmen (für Jugendliche in Be- 
rufsvorbereitungsmaßnahmen sowie Fortbildung und Um- 
schulung). Grundsätzlich haben die Jugendlichen die freie 
Wahl der Maßnahme. Sie wird ausschließlich als Auftrags- 
maßnahme durchgeführt und kann auch auf Initiative des 
Arbeitsamtes - als Einzel- oder Gruppenmaßnahme - einge- 
richtet werden. 
Aus ESF-Mitteln werden Lehrgangsgebühren und Fahrtko- 
sten übernommen, die Jugendlichen können auch während 

Vgi. "Richtlinien des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung für aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds mitfinanzierte 
zusätzliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im Bereich des Bun- 
des" 

Der Europäische Wirtschaftsraum umfaßt neben den EU-Ländern 
auch Island, Norwegen, Liechtenstein und die Schweiz. Mit Begrün- 
dung werden auch Praktika in den östlichen Ländern Europas zuge- 
lassen. 
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des Auslandsaufenthaltes - trotz Territorialprinzip des AFG - 
ein ESF-Unterhaltsgeld erhalten. 

1.3 Gemeinschaftsinitiative ,,Beschäftigung" 

Die Gemeinschaftsinitiative „Beschäftigung" ist Teil des ESF 
und gliedert sich entsprechend unterschiedlicher Zielgruppen 
in drei Aktionsbereiche, die auf binationaler, wenn nicht multi- 
nationaler Ebene angelegt sein müssen (im Unterschied zu 
Punkt 1.1). Es wird also besonderen Wert auf den transnatio- 
nalen Aspekt gelegt. 
In allen drei Aktionen lassen sich Maßnahmen für junge Men- 
schen (Mädchen und junge Frauen, benachteiligte Jugendli- 
che) und die Qualifizierung von Fachkräften in solchen Maß- 
nahmen konzipieren. 
- ,,Employment-NOW (Förderung gleicher Beschäftigung- 

schancen für Frauen) fördert u.a. die Bereitstellung flexi- 
bler Ausbildungsmaßnahmen sowie von Begleitmaßnah- 
men wie Information, Orientierung, Beratung, persönliche 
Entwicklung, Ausbildung, Umschulung, Unterstützung bei 
der Arbeitssuche, Betriebspraktika und Unterstützung am 
Arbeitsplatz. Besonders berücksichtigt werden sollten hier 
neue Arbeitsanforderungen, neue Qualifikationen und Fer- 
tigkeiten, vor allem im Bereich der Forschung und techno- 
logischen Entwicklung sowie innovativen Technologien. 

- ,,Employment-HORIZON" (Verbesserung der Beschäfti- 
gungsaussichten von Behinderten und sonstigen benach- 
teiligten Gruppen: Drogenabhängige und Angehörige von 
Randgruppen, Einwanderer, Flüchtlinge, Obdachlose, AI- 

- leinerziehende, Drogenabhängige, HIV-Positiv-Infizierte 
u.a.) fördert u.a. die Ausbildung am Arbeitsplatz in Modu- 
len und spezielle Kurse für bestimmte Zielgruppen zur 
Verbesserung der Eingliederung in den Arbeitsmarkt. 

- ,,Employment-YOUTH-START (Erleichterung der Einglie- 
derung der Jugendlichen in den Arbeitsmarkt) fördert Maß- 
nahmen für Jugendliche unter 20 Jahren und ist ein erster 
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Schritt zur EU-weiten Einführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten, daß alle Jugendlichen entweder Zugang zu 
einer Vollzeitbeschäftigung oder einer anerkannten Form 
der Bildung oder Berufsbildung haben. Das können z.B. 
Ausbildungsprogramme für Jugendliche mit Schwerpunkt 
auf der Förderung beruflicher, persönlicher, unternehmeri- 
scher und sprachlicher Fähigkeiten oder auch Programme 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen sein. 

Wie im ESF generell entwickeln auch hier die jeweiligen Bun- 
desländer eigene Programme und sind für die (Jugendhilfe-) 
Träger vor Ort Ansprechpartner, wobei der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung darüber hinaus eine Koordinie- 
rungsstelle zur Unterstützung der Transnationaiität einrichtet. 
Die für die Gemeinschaftsinitiative zur Verfügung stehenden 
Mittel sind allerdings (auch im Vergleich zu Punkt 1.1) sehr 
gering und lassen nur die Förderung weniger exemplarischer 
Modellvorhaben zu. 

2. EU-Aktionsprogramme 

Zur Unterstützung einzelner Zielrichtungen der EG werden 
Aktionsprogramme aufgelegt, die für den Jugendaustausch 
benachteiligter Jugendlicher sowie für den internationalen 
Fachkräfteaustausch genutzt werden können. 
Für den soziokulturellen Austausch ist „Jugend für Europa Ill", 
für den Austausch von Jugendlichen in der Erstausbildung 
und von jungen Arbeitnehmern ist „Leonardo" und für den 
schulischen Austausch ,,Socrates" (Schulen und Hochschu- 
len) zuständig. Die erstgenannten sollen hier in Teilen - ent- 
sprechend ihrer Nutzbarkeit für den Austausch benachteiligter 
Jugendlicher - vorgestellt werden. 
Im Unterschied zum ESF und den Gemeinschaftsinitiativen 
sind mit den Aktionsprogrammen nur kurzfristige Gruppen- 
oder Einzelaufenthalte, jedoch nicht die mit der Planung und 
Durchführung entstehenden gesamten Personalkosten för- 
derbar. Außerdem bezuschussen die Aktionsprogramme die 
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Kosten für den Aufenthalt (Übernachtung, Verpflegung, Pro- 
gramm; u.U. Lehr- und Lernmaterial, Referenten etc.) sowie 
für die Fahrt lediglich anteilig, und die Träger müssen weitere 
Mittel (kommunale-/Landesmittel, Stiftungen u.a.) akquirieren 
oder den fehlenden Restbetrag als Eigenanteil (z. B. Teilneh- 
merbeiträge) beibringen. 
Zur Trägerberatung, Partnersuche und Abwicklung sind in 
den an den Programmen jeweils teilnehmenden Staaten na- 
tionale Koordinierungsstellen eingerichtet. 
Alle jetzigen Aktionsprogramme sind die Zusammenfassung 
mehrerer bisher existierender und sollen eine Rationalisierung 
und Vereinfachung für die Träger, aber auch eine höhere 
Effizienz der Programme gewährieisten. 

2.1 ,,Jugend für Europa 111" 

In ,,Jugend für Europa 111" werden folgende Maßnahmen ge- 
fördert, die insbesondere benachteiligte Jugendliche unmit- 
telbar miteinbeziehen: 
Aktion A Maßnahmen innerhalb der EU: 

Austauschmaßnahmen für 15- bis 25jährige 
Jugendliche aus mind. 2 EU-Staaten, Dauer: 6 
Tage bis 3 Wochen, max. 60 Teilnehmerln- 
nen,Keine berufsbildenden Praktika, Schulpro- 
gramme, Klassenfahrten, d.h. kein Bestandteil 
von Berufs- oder Schulbildung! Antragsfrist für 
Maßnahmen in 1995 ist abgelaufen, für Maß- 
nahmen vom 1.1.-31.5.96 = 1.10.95; für Maß- 
nahmen vom 1.6.-30.9.96 = 1.2.96 Jugendi- 
nitiativprojekte und Praktika im Rahmen des 
freiwilligen Dienstes in einem anderen Mit- 
gliedsstaat für beides gilt als nächste Antrags- 
frist der 1.7.95 
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Aktion 6 für Jugendbetreuer 
study visits, sprachliche Ausbildung, Entwick- 
lung europäischer Ausbildungsmodule für Ju- 
gendbetreuer und Entwicklung von Ausbil- 
dungsmaterialien 

Es müssen mindestens 2 EU-Mitgliedsstaaten 
und zwei Drittländer beteiligt sein. Der erste 
Antragstermin war bereits der 1.5.95, was kei- 
nerlei Spielraum für Vorbereitungen zuließ und 
was eine weitere Antragsfrist in 1995 erwarten 
Iäßt. 

Aktion D Projekte mit Drittstaaten4 

Die Fertigstellung des Vademecums und Leitfadens für 
„Jugend für Europa 111" wird Anfang Mai erwartet und kann 
dann bei der nationalen Koordinienrngsstelle angefordert 
werden: 
Jugend für Europa 
Deutsches Büro beim IJAB 
Hochkreuzallee 20 
D-53157 Bonn 
Tel.: 0228/9506219 

2.2 ,,Leonard0 da Vinci" 

Hier sind für den Jugendaustausch insbesondere die trans- 
nationalen Vermittlungs- und Austauschprogramme von Inter- 
esse, insbesondere für Jugendliche während der beruflichen 
Erstausbildung, die mindestens drei Partner aus drei Mitglied- 
staaten der EU beteiligen müssen und für junge Arbeitneh- 
mer. 

Die Projekte mit Drittstaaten beziehen die Länder Zypern und 
Malta, die Staaten Mittel- und Osteuropas, die Länder Lateinameri- 
kas, Palästina und die Mittelmeerländer (außer Libyen) ein. 
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Die Höchstgrenze für berufsbezogene Auslandsaufenthalte 
von Jugendlichen wurde auf 12 Monate ausgedehnt, wobei 
nicht mehr als 5.000,-- ECU pro Aufenthalt gefördert wird. 
Insgesamt wird der sprachlichen Vorbereitung der Maßnah- 
men eine große Bedeutung beigemessen, die Kosten können 
bis zu 60 % gefördert werden. 
Anfang Mai 1995 ist mit der Fertigstellung des Leitfadens und 
des Vademecums zu rechnen und bei den nationalen Koordi- 
nierungsstellen erhältlich: 

für Jugendliche in der Erstausbildung: 
Carl-Duisberg-Gesellschaft e.V. 
Hohenstaufenring 30-32 
D-50674 Köln 
Tel.: 0221/2098365 

für junge Arbeitnehmer: 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 
Wolfgang Dick 
Feuerbachstr. 42-46 
0-60325 Frankfurt 
Tel.: 069/7111438 

Anfang Juli sollen dann die ersten Antragsfristen liegen, bis 
Ende Oktober soll die Projektauswahl abgeschlossen sein, so 
daß eine Mittelvergabe noch im Dezember diesen Jahres 
vorgenommen werden könnte. 
Über die genannten Fördermöglichkeiten der EU für den Ju- 
gendaustausch selbst gibt es in fast allen Programmen inte- 
grierte Teile zum Austausch von Fachkräften und Jugendbe- 
treuem. 
Neben den aufgeführten EU-Finanzierungsinstrumenten exi- 
stiert eine Anzahl von nationalen und bilateralen Programmen 

31 



sowie sonstige Fördermöglichkeiten des Jugend- und Fach- 
kräfteaustausches, die hier nur aufgezählt werden ~o l l en :~  

3. Nationale Programme 

3.1 Programm des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend: Kinder- und Jugendplan des Bun- 
des: Programmpunkt „Internationale Jugendarbeit" 

3.2 Programme des Bundesministeriums für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie: Maßnahmen mit 
den mittel- und osteuropäischen Ländern (MOE) und den 
Neuen Unabhängigen Staaten (NUS) im Rahmen der Be- 
rufsbildung und Wei-terbildung ! 
Programme zur Auslandsfortbildung 

4. Bilaterale Programme 

4.1 Deutsch-Französisches Jugendwerk 
4.2 Deutsch-Französisches Austauschprogramm in der be- 

4.3 Deutsch-Polnisches Jugendwerk 
ruflichen Bildung 

5. Sonstige Fördennöglichkeiten 

5.1 Städtepartnerschaften, kommunale Mittel und Program- 

5.2 Stiftungen 
me der Kommunalen Spitzen-verbände 

Eine ausführlichere Darstellung und Beratung kann bei Wunsch 
angefragt werden bei der BBJ CONSULT "Zentralen Beratungsstelle 
für Träger der Jugendhilfe", Alt Moabit 73, 10555 Berlin, Tel.: 
030139998-0. 

32 



Arbeitsgruppe Jugend hi lfereform im i ntemationalen 
Austausch 
Arbeitsgrundlage für die Diskussion der Zukunfts- 
Perspektiven des VEGJD 

lnge Bozenhardt 

Die Arbeitsgruppe entwickelte Perspektiven, die Bestandteil 
der künftigen Arbeit des VEGJD sein könnten. Sie sind als 
Vorschläge zu verstehen und bedürfen der Modifizierung und 
Ergänzung. Die Frage, die die Arbeitsgruppe zu beantworten 
suchte, lautete: 
Wie könnte der VEGJD internationalen Austausch verwirkli- 
chen? 
Die Gedanken und Überlegungen wurden in der folgenden 
Struktur zusammengefaßt: 

Art der Maßnahmen 
Bei den ins Auge gefaßten internationalen Maßnahmen kann 
es sich um einen Fachkräfteaustausch, um Partnerschaften 
zwischen Einrichtungen, um Kinder- und Jugendaustausch 
handeln. 
Die folgenden Ausführungen konzentrieren sich in erster Linie 
auf den Fachkräfteaustausch. 

Ziel der Maßnahmen 
Recherchen im Interesse des/der: Vereins, Teilnehmer, Ein- 
richtung und potentieller Zuwendungsgeber. 
- Datenbänke 
- lnfobörse 
- Kontakte 
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Vorbereitung: 
- Der Verein führt persönliche Gespräche zur Vor- und 

Nachbereitung mit den Teilnehmern, die im Laufe der Zeit 
strukturiert und formalisiert werden können. 

- Vorbereitung und Abschluß eines Vertrags zwischen den 
Teilnehmern und den Austauschpartnem mit Verpflichtun- 
gen an den Verein (z.B. Recherche-Aufträge, Adressen, 
Strukturen, Bedarfe etc.) und Berichterstattung 

- Erstellen des Kostenplans 
- Akquise der Finanzen 
- Verhandlungen mit Zuwendungsgebern und Antragstellung 

bm.  Hilfestellung 
- Erstellen eines Materialpakets für den/die Teilnehmer 
- Landeskundliche (u.a.) Vorbereitung der Teilnehmer 

Nachbereitung: 
- Gesamtdokumentation 
- Aufbereitung der Berichte und Recherchen 
- Vetwendungsnachweis 

dffentlichkeitsarbeit / Mitgliederkommunikation: 
- Mitgliederzeitung mit Selbstdarstel- 

lung/Projektdarstellungen,Diskussion, Infos. 
- Gegenseitige Arbeitsaufenthalte in erzieherischen Ein- 

richtungen im Partnerland 
- Vorbereitung von Projekten für die Einrichtung 
- Fachlicher Input für die Einrichtung 
- Mitarbeitermotivation 

Zielgruppe 
- Erzieherlnnen 
- Sozialpädagoglnnen 
- erzieherisch tätige Personen mit Berufserfahrung, auch in 

Arbeitslosigkeit 
- Praktikantlnnen 
- Einzelpersonen und Gruppen 
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Zielländer 
- AlEJl -Partner 
- Nord-, Südamerika, Afrika, Osteuropa 
- Sonstige Kontakte nutzen, vor allen Dingen Frankreich, 

USA, Ungarn, Dänemark, Polen 
Die Arbeit sollte mit 4-5 Ländern beginnen. 

Dauer der Maßnahmen / Inhalt 
Die Maßnahmen könnten dauern von 1-12 Monaten. 
Sie könnten zu 50 % Besuch einer Einrichtung bedeuten, zu 
weiteren 50 % ein ausgewähltes Rahmenprogramm. Oder die 
Maßnahmen bestehen aus 100 YO Mitarbeit in einer Einrich- 
tung oder 100 YO Recherche für die Einrichtung oder für den 
Verein VEGJD. 

Vorbereitung 
- Die Sprache wird beherrscht. - Ein Vertrag wird abgeschlossen zwischen der Person, die 

ins Ausland geht und dem Verein sowie der beteiligten Ein- 
richtung. Die Vorbereitung sollte ebenfalls Landeskunde 
umfassen sowie eine Darstellung der Jugendhilfestruktur 
des Austauschlandes sowie Spezifika der Partnereinrich- 
tung. 

- Ein Gesamtprogramm sollte erstellt werden. 

Kontaktpfiege 
- Kontakte sollten gepflegt werden zu Einrichtungen, zu 

Verbänden, zu Verwaltungen. 
. - Dauerhafte Kontakte zu AIEJI-Einrichtungen sollten aufge- 

baut werden. In jedem Austauschland sollte ein Kontakt- 
partner angestrebt werden. Hierbei sollten Kontakte der 
Mitglieder des Vereins genutzt und ausgebaut werden. 

Begleitung (Wissenschaftliche Tagungsbegleitung) 
- "Ausgetauschte" berichten auf Ostertagungen 
- Austauschexperten (sowohl für die Durchführung als auch 

aus dem Programm) geben Inputs auf den Ostertagungen 
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- ''Ausgetauschte" erstellen Berichte". 

Nachbereitung 
- Nachbereitungsgespräche mischen Teilnehmerlnnen und 

Verein finden statt. 
- Veröffentlichungen in Fachzeitschriften werden vorge- 

nommen. 

Öffentlichkeitsarbeit 
Die Öffentlichkeitsarbeit erfolgt über 
- VEGJD-Briefe: Infos an Mitglieder und Interessentlnnen, 

die über Geplantes berichten und gleichzeitig zu einer Be- 
darfsanalyse taugen 

- AlEJl - über internationalen Vorstand, Verbindungen der 
AlEJl u.ä. 

- Flyer auf Tagungen 
- Publikationen (wie z.B. AFET-Rundbrief u.a.) 
- Medien (Pressekonferenzen u.ä.) 

Zeitplanung 
- 1995: Konzeptentwicklung (grob 5/95) 
- Aufbau von Partnerschaften zwischen 3 Ländern 
- Öffentlichkeitsarbeit: Konzeptvorstellung und Entwicklung 

und Diskussion mit den Mitgliedern des Vereins und im 
Vorstand als Rundbriefe (? . Rundbrief 6/95, 2. Rundbrief 
9/95) 

- Start: 11/95: Sammeln von Informationen, Aufbau von 
Datenbänken, Kontakte ...... 

- 1996: 2. Quartal: Tagung (Partnerbörse?) 
3. Quartal: 

4. Quartal: 

Erste Austausche von Einzelper 
sonen 
Austausch für eine Gruppe. 

Petsonalplanung 
- Für diese Aufgaben braucht der Verein Unterstützung 

durch Honorarkräfte oder durch eine 0,5 - 0,75 Stelle, die 
sich finanzieren ließe über Overhead-Finanzierung: Pro- 
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zentuale Finanzierung von den Gesamtkosten einer Maß- 
nahme und/oder Mitgliedsbeiträge (pauschal für Service- 
Paket) (Infos, Tagungen, Austausche .....) 

Kosten I Finanzierung 
- Finanzielle Beteiligung der entsendenden Einrichtung, 

wenn in ihrem Interesse 
- Eigenbeteiligungen der Teilnehmerlnnen 
- Lohnkosten (u.U. anteilig) von Gasteinrichtung 
- Weiterlaufende Lohn- (Ersatz-)kosten vom Arbeitgeber 

(bzw. Arbeitsamt) 
- Finanzierungsprogramme (Europäische Union, nationale 

und binationale Programme) 
- Programmkosten (Fahrt, Aufenthalt) 
- Versicherungen (Kranken-, Haftpflicht-, Reisegepäckver- 
sicherungen) 

Funktion des Vereins I Serviceleistung 

Grundlagen: 
- Recherchen im Interesse des Vereins bzw. der Teilnehmer, 

der Einrichtung und potentieller Zuwendungsgeber. 
- Datenbänke 
- Infobörse 
- Kontakte 

Vorbereitung: 
- Der Verein führt persönliche Gespräche zur Vor- und 

Nachbereitung mit den Teilnehmern, die im Laufe der Zeit 
strukturiert und formalisiert werden können. 

. - Vorbereitung und Abschluß eines Vertrags zwischen den 
Teilnehmern und den Austauschpartnern mit Verpflichtun- 
gen an den Verein (Z.B. Recherche-Aufträge, Adressen, 
Strukturen, Bedarfe etc.) und Berichterstattung 

- Erstellen des Kostenplans 
- Akquise der Finanzen 
- Verhandlungen mit Zuwendungsgebem und Antragstellung 

bzw. Hilfestellung 
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- Erstellen eines Materialpakets für den/die Teilnehmer 
- Landeskundliche (u.a.) Vorbereitung der Teilnehmer 

Nachbereitung: 
- Gesamtdokumentation 
- Aufbereitung der Berichte und Recherchen 
- Verwendungsnachweis 

bffentlichkeikarbeit / Mitgliederkommunikation: 
- Mitgliedeneitung mit Selbstdarstel- 

lung/Projektdarstellungen, Diskussion, Infos. 
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Arbeitsgnippe 2 

Jugendhilfepianung 

Heinz Wolfram 

Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich mit der Jugendhilfepla- 
nung für das Arbeitsfetd „Hilfe zur Erziehung". Es wurde das 
folgende Schaubild erarbeitet und in der Abschlußveranstal- 
tung zur Diskussion gesteilt: 

BILD 

Erläuterung: 
Ausgangsfrage war zunächst, welches die Anlässe für Pla- 
nungsbemühungen im Bereich der Etzieherischen Hilfen sein 
können: 
1. Hintergrund ist oft die prekäre Situation der öffentlichen 

Haushalte, die nicht ohne Auswirkungen auf die Jugend- 
hilfeetats bleibt. Jugendhiifeplanung wird dann mit dem 
Auftrag verknüpft, die besonders teuren stationären Ange- 
bote durch ,,billigere" ambulante Maßnahmen zu ersetzen. 

2. Ein weiterer Anlaß für Planung, gerade in den neuen Bun- 
desländern, ist die Feststellung, daß im KJHG beschriebe- 
ne Hilfefonnen im Jugendamtsbereich noch fehlen und 
nun geplant und eingerichtet werden sollen. 

3. Q 27 formuliert für den Bedarfsfall einen Rechtsanspruch 
auf notwendige und geeignete Hilfen; dieser Rechtsan- 
spruch würde ins Leere laufen, wenn die entsprechenden 
Hilfeangebote nicht rechtzeitig und ausreichend geplant 
werden. 

- 
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4. In der Jugendhilfe werden immer wieder neue Problemla- 
gen junger Menschen und Familien auftauchen, für die die 
bisherigen Hilfeangebote nicht ,,passen". Wenn diese Pro- 
bleme nicht nur als scheinbar nicht existent verdrängt wer- 
den sollen, müssen durch Jugendhilfeplanung neue Ange- 
bote „erfunden" oder bestehende verändert werden. 

Weiter wurde in der Arbeitsgruppe der durch das KJHG vor- 
gegebene Ablauf von Jugendhilfeplanung besprochen und in 
seiner Bedeutung für das spezielle Arbeitsfeld „Hilfe zur Er- 
ziehung" intensiv diskutiert. Als wesentlich wurde erachtet, 
daß sich die Bestandsfeststellung nicht auf eine Aufnahme 
der derzeitigen Jugendhilfelandschaft beschränken darf, son- 
dem daß hierzu auch Daten zur Sozialstruktur und eine mög- 
lichst präzise Beschreibung der aktuellen Lebenssituation 
junger Menschen und ihrer Familien erforderlich sind Die Un- 
tersuchung der Jugendhilfe-Infrastruktur liefert die Informati- 
on, ob die nach 9 27 KJHG notwendigen und geeigneten 
Hilfen verfügbar sind, die Beschreibung der Lebenssituatio- 
nen kann Hinweise auf neue bzw. bisher übersehene oder 
verdrängte Problemlagen geben. Auch die im Gesetz nicht 
explizit erwähnte Evaluation der Maßnahmen ist von großer 
Bedeutung, um die Hilfeangebote laufend den sich verän- 
dernden Lebenslagen anzupassen. 
Der Jugendhilfeausschuß begleitet die Planung in allen Pha- 
sen; gerade die Bedarfsfeststellung, aus der sich Art und 
Umfang der zu planenden Maßnahmen ergeben, ist seine 
ureigenste Aufgabe. Ebenso sind alle freien Träger, die im 
Planungsbereich Hilfen zur Erziehung vorhalten oder planen, 
an allen Phasen der Jugendhilfeplanung zu beteiligen. 
Besondere Bedeutung kommt der Bedarfsfeststellung zu: Da 
nach dem Gesetz festgestellter Bedarf in geeignete Maß- 
nahmen umzusetzen ist, besteht die Gefahr, daß angesichts 
der aktuellen Haushaltssituation versucht wird, Bedarfs- und 
Problemlagen zu leugnen, zu verdrängen oder Nicht- 
Zuständigkeit der Jugendhilfe zu reklamieren. Dieser Gefahr 
Iäßt sich nur durch die breite und durchgängige Beteiligung 
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des Jugendhilfeausschusses, der freien Träger, aber auch 
der Nutzer der Jugendhilfe an der Jugendhilfeplanung be- 
gegnen. 
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Arbeitsgruppe 3 

Zukunft der Eniehungsarbeit unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse von Kooperation und Vemetzung 
Dr. Kurt Nachbauer, Freiburg 

Mit dem vorgegebenen Thema der Arbeitsgruppe und dem 
dann enthaltenen Bezug auf die ,,Erziehungsarbeit" war deut- 
lich gemacht, daß es hierbei um die unmittelbare praktische 
Ebene von Jugendhilfe gehen sollte. Wir einigten uns in der 
Arbeitsgruppe darauf, zunächst in wechselseitigen Berichten 
aus der je eigenen Praxis Beispiele für Initiativen anzuführen, 
die auf erweiterte Kooperation und Vemetzung im Interesse 
des Hilfeprozesses gerichtet waren oder sind. Die Zusam- 
mensetzung der Arbeitsgruppe mit Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmern aus alten und neuen Bundesländern, aber auch aus 
Österreich und der Schweiz ermöglichte es, Ansätze solcher 
Art sowohl aus verschiedenartigen Aufgabenbereichen als 
auch unterschiedlichen Verantwortungsebenen zur Sprache 
zu bringen. 
An dieser Stelle kann nur eine kurze Zusammenfassung der 
im Zuge gemeinsamer Sicherung und Diskussion getroffenen 
Feststellungen versucht werden: 
VERNETZUNG meint demnach organisatorische Maßnahmen 
zur Ressourcenverknüpfung im Interesse einer Verbesserung 
und Optimierung des Hilfeprozesses und der Hilfeergebnisse. 
Solche Maßnahmen müssen sich letztendlich immer ausrich- 
ten am Hilfebedarf und den Bedürfnissen der Kin- 
der/Jugendlichen/Klienten und müssen sich auch daraufhin 
rechtfertigen lassen. Erforderliche Maßnahmen können auf 
allen Ebenen des Hilfesystems anstehen, also sowohl auf der 
konkreten Begegnungs- und Erziehungsebene, etwa einer 
Heimgruppe, auf der intra-institutionellen Ebene (z. B. mi- 
schen Teilbereichen eines Heimes), auf der inter- 
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institutionellen Ebene (2.B. zwischen Heim - Schule - Arbeits- 
vermittlung), aber auch zum umgebenden Gemeinwesen und 
zur politischen Entscheidungsebene hin. Vemetzungserfor- 
demisse müssen von den Einzelsituationen und jeweiligen 
betrieblichen Gegebenheiten her und im Blick auf die beab- 
sichtigten Wirkungen und Zielsetzungen festgestellt und ver- 
deutlicht werden; dafür gibt es wohl nützliche Anregungen 
und Vorbilder, jedoch keine Rezepte. Mit entsprechenden 
Vorkehrungen soll ja jeweils einer bestehenden Komplexität 
von Bedingungen und Möglichkeiten begegnet und dem in 
der Situation vermutlich Erreichbaren konkret „auf den Leib 
gerückt" werden. 
Gemahnt wurde in der Arbeitsgruppe aber auch, den Vemet- 
zungsgedanken nicht zu überziehen und alles Heil nun von 
solcher Organisations-Aktivität zu erwarten, denn schließlich 
enthalte das Bild vom Netz und von der Vernetzung ja selbst 
schon positive wie negative Aspekte: Verbindung, Verknüp- 
fung, Verstärkung, Sicherung, Rettung, Halt; - aber auch: 
Einengung, Anbindung, Abhängigkeit, Verstrickung, Gefan- 
genschaft. Sorgfältiges Prüfen und Abwägen bleibe also un- 
venichtbar. 
Auf der Handlungsebene sind Vernetzungsbestrebungen im- 
mer angewiesen auf das Zustandekommen von KOOPERA- 
TION, auf deren Entwicklung und Verbesserung, d.h. auch 
abhängig von deren Qualität. Diese Einsicht erinnerte an die 
hierfür unabdingbaren Voraussetzungen bei den Kooperati- 
onspartnem und an die immerzu notwendige Förderung ent- 
sprechender Fähigkeiten und Kompetenzen. Genannt wur- 
den: Eindeutige Rollenidentifikation; kritische Einschätzung 
des eigenen Handlungsrepertoires und sicheres Verfügen- 
können darüber; methodisches Strukturierenkönnen der eige- 
nen Handlungsschritte; klares Darstellungsvermögen bezüg- 
lich eigener Ansätze gegenüber Kooperationsbeteiligten; 
Kompromißfähigkeit als positives Handlungselement; Bereit- 
schaft zum offenen Feedback; transparente Kompetenzre- 
gelungen; grundsätzliches Respektieren der fachlich begrün- 
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deten Handlungsweise von Berufskolleginnen und -koilegen 
in anderen Ressorts. 
Aufgrund dieser starken Personenanteile in der Beziehungs- 
gestaltung zu Kindem/Jugendlichen/Klienten wie zu den Ko- 
operationspartnem und nicht zuletzt unter dem Aspekt von 
Organisationsentwicklung wurde die Gewährleistung von SU- 
PERVISION in den einschlägigen Handlungsfeldem als inte- 
griertes Qualifizierungsverfahren und zur Qualifikations- 
sicherung gleicherweise im Blick auf Personen und Institutio- 
nen für unverzichtbar angesehen. 
Beim Blick in die ZUKUNFT geben die leeren öffentlichen 
Kassen zu großer Besorgnis Anlaß: Daß in den unvemeidli- 
chen Verteilungskämpfen der soziale Sektor insgesamt ins 
Hintertreffen gerät und die eh' mühsam erzielte Verständi- 
gung über Anforderungen an eine angemessene, qualifizierte 
Hilfe gerade auch im Bereich der Jugendhilfe wieder verlo- 
rengeht. Um so wichtiger sei es, darauf hinzuwirken, daß es 
nicht zu einer Verdrängungskonkurrenz zwischen den einzel- 
nen Trägem und Institutionen vor Ort, sondern vielmehr zu 
ihrer besseren Zusammenarbeit im Sinne konzertierter Aktio- 
nen aus Interesse an der Sache komme. Zwecks Erhalt der 
erreichten Qualifikations-Standards und einer immer notwen- 
digen Bewegungsfreiheit, komme auch der Intensivierung 
eines ,,Social Sponsoring" große Bedeutung zu. Wesentlich 
sei aber auch, schon der unteren Ebene - beispielsweise den 
Erzieherteams - mehr Initiativrechte und -möglichkeiten einzu- 
räumen, denn schließlich werde dort am deutlichsten erkannt 
und erfahren, welche Wege gangbar sind, welche Hindemis- 
se Überwunden und welche Türen geöffnet werden müßten; 
und auch nur dort kann die letztlich entscheidende Kooperati- 
on mit den Kindern und Jugendlichen selbst pädagogisch 
gelingen oder mißlingen. In diesem Zusammenhang wurde 
auch die Rücknahme einer oft überzogenen Therapeutisie- 
rung in den Gefilden der Jugendhilfe und statt dessen die 
stärkere Berücksichtigung und höhere Einschätzung der Be- 
deutung sozialen Lemens angemahnt. 

44 



Schlußüberlegungen der A r b e i ~ p p e  gatten der Gewictrtig 
keit des Ringens um Konsensbikiung hinsichtlich von- Wert- 
und Zielvorstellungen in jugendheifetisdien Aküonen : ohne 
eine gewisse diesbezüglidie Übereinstimmung unter Koope- 
rationspartnem müsse auch jede Kooperation leiden. 




